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  Stadt  Lünen 

 
V E R W A L T U N G S V O R L A G E    VL-87 /2020  

 

E RS T EL L T   D U R CH  E RS T EL L T   A M  S I T ZU NG S TE IL  

Straßenbau 07.05.2020 öffentlich 

 

GR E M I UM  STA TU S  TE RM IN  E IN LAD UN G  TOP  

Ausschuss für Sicherheit und Ordnung vorberatend 17.06.2020 2/20   

Rat der Stadt Lünen beschließend 25.06.2020 2/20   

 

 

BE ZE I CH NU NG   D ES   T AG ES O RD NU NG S PUN K T E S  

Am Freistuhl / Diebecker Weg 
hier: Beschluss einer „Maßnahmebezogenen Einzelsatzung“ über die Erhebung von 
Ausbaubeiträgen nach §§ 8 und 8a KAG 

 

 
F INA N ZI EL L E   AUS WI R K U NG E N  

Es sind Einnahmen nach dem Kommunalabgabengesetz Nordrhein-Westfalen (KAG NW) in 

Verbindung mit dem Erlass der Einzelsatzung zu erwarten. 

 
INK L US I ON SV E RT R ÄG L I C H K E I T  

hier nicht relevant 

 
KL I M A V E R T RÄ GL I CH K E I T  

hier nicht relevant 

 

 
BES C HL US SV O RS C HL AG  

      

Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung empfiehlt dem Rat der Stadt Lünen die „Maß-

nahmebezogene Einzelsatzung“ über die Erhebung von Ausbaubeiträgen für den Ausbau 

der Straßen Am Freistuhl / Diebecker Weg nach Maßgabe des beigefügten Entwurfes zu be-

schliessen. 

 

Der Rat der Stadt Lünen beschließt die „Maßnahmebezogene Einzelsatzung“ über die Erhe-

bung von Ausbaubeiträgen für den Ausbau der Straßen Am Freistuhl / Diebecker Weg nach 

Maßgabe des beigefügten Entwurfes. 

 
 

 

 

 

 

Der Bürgermeister 
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SAC HD A RS T EL LU NG  

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt hat in seiner Sitzung am 29.11.2016 vom 

Grundsatz her die Erneuerung der Verkehrsflächen und der Beleuchtung der Straßen Am 

Freistuhl und Diebecker Weg beschlossen. Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung hat in 

seiner Sitzung am 12.09.2019 über Art und Umfang der Erneuerung der Verkehrsflächen und 

der Beleuchtung beschlossen. 

 
Die Erneuerung erfolgt als verkehrsberuhigter Bereich im Sinne des § 42 Abs. 2 in Verbin-

dung mit Anlage 3 StVO als Mischverkehrsfläche. 

 

Für den Ausbau der Straßen Am Freistuhl und Diebecker Weg sind nach §§ 8 und 8a Kom-

munalabgabengesetz NRW in Verbindung mit den Bestimmungen der Satzung der Stadt 

Lünen über die Erhebung von Beiträgen für straßenbauliche Maßnahmen in der aktuellen 

Fassung von den Anliegern Straßenbaubeiträge zu erheben. Hierbei ist der durch den Aus-

bau entstandene beitragsfähige Aufwand nach Maßgabe der durch die Inanspruchnahme-

möglichkeit der ausgebauten Anlage jeweils gebotenen (wirtschaftlichen) Vorteile auf die 

Allgemeinheit einerseits und die Gruppe der betroffenen Grundstückseigentümer anderer-

seits zu verteilen. Der wirtschaftliche Vorteil für die Anlieger ist durch Einzelsatzung zu re-

geln, da die allgemeine Beitragssatzung der Stadt Lünen für Mischverkehrsflächen keine 

Festsetzung hinsichtlich des Beitragsanteils für Anlieger enthält. 

 

Für Anliegerstraßen setzt die Ausbaubeitragssatzung der Stadt Lünen in § 4 Abs. 3 bei sepa-

ratem Ausbau jeweils 80 % des entstandenen Herstellungsaufwands für Gehweg, Parkflä-

chen, Beleuchtung und unselbständige Grünanlagen sowie 70 % für Fahrbahn, Oberflächen-

entwässerung und Radwege als Beitragsanteil für die Anlieger fest. 

Für Mischverkehrsflächen erscheint daher die Festsetzung eines Mittelwerts in Höhe von 

75 % aus den vorgenannten Teileinrichtungen angemessen. 

 

Weiterhin ist die Festlegung der anrechenbaren Breite einer Erschließungsanlage in der Sat-

zung erforderlich. Entsprechend der durch den Ausschuss für Sicherheit und Ordnung be-

schlossenen Ausbauplanung betragen die Ausbaubreiten der Straßen Am Freistuhl und 

Diebecker Weg maximal je 20,00 m. 

 

Die Einzelsatzung soll rückwirkend zum 01.06.2020 in Kraft treten, da nach der Rechtspre-

chung des Oberverwaltungsgerichtes NRW beitragsfähige Maßnahmen nur dann eine Bei-

tragspflicht auslösen können, wenn der Zeitpunkt der endgültigen Herstellung der Anlage 

(Entstehung der Beitragspflicht) vom zeitlichen Geltungsbereich einer gegebenenfalls rück-

wirkend in Kraft getretenen, gültigen Beitragssatzung erfasst wird. 

 

 

Für den Erlass der Beitragssatzung ist nach § 41 Abs. 1 Satz 2 f GO NW der Rat der Stadt Lü-

nen allein zuständig. 
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Einzelsatzung 

über die Erhebung von Beiträgen nach §§ 8  und 8a KAG NRW der Stadt Lünen  

für den Ausbau der Straßen Am Freistuhl und Diebecker Weg 

vom 25.06.2020 

 
Aufgrund § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666, SGV. NRW S.2023) und der § 8 und 8a des Kommu-

nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW 

1969 S. 712, SGV. NRW 610), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Lünen in seiner 

Sitzung am 25.06.2020 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

§ 1 

Erhebung des Beitrages 

 

Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Straßen Am Freistuhl 

und Diebecker Weg und als Gegenleistung für die durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme den Eigen-

tümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile 

erhebt die Stadt in Ergänzung ihrer Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach §§ 8 und 8a KAG für die 

straßenbaulichen Maßnahmen der Stadt Lünen vom 25.02.2011 in der derzeit gültigen Fassung Beiträge 

nach Maßgabe dieser Satzung. 

 

 

 

§ 2 

Anteil der Stadt und der Beitragsfähigen am Aufwand 

 

Für die durchgeführte straßenbauliche Maßnahme zur Erneuerung der Verkehrsflächen und der Beleuchtung 

der Straßen Am Freistuhl und Diebecker Weg zu einer Mischverkehrsfläche wird der Anteil der Beitrags-

pflichtigen am entstandenen Aufwand gemäß § 4 Abs. 3 der Satzung der Stadt Lünen über die Erhebung 

von Beiträgen nach §§ 8  und 8a Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen für straßen-

bauliche Maßnahmen vom 25. Februar 2011 in der derzeit gültigen Fassung auf  

 

      75 % 

 

festgesetzt. 

 

Die anrechenbare Breite je Erschließungsanlage beträgt maximal 20,00 m. 

 

 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.06.2020 in Kraft. 
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